
Einhaltung der Forderungen der sowjetischen Gesetze ge­
währleisten. Es handelt sich um die Staatsanwaltschaft, 
die Gerichte, das Vertragsgericht, andere Verwaltungs­
organe und die Volkskontrolle. Die Partei erwartet von 
all diesen Organen noch mehr Initiative, Prinzipienfestig­
keit und Unduldsamkeit im Kampf gegen jedwede Ver­
letzungen der sowjetischen Rechtsordnung.
Die Verfassung ist ein Gesetz für alle. Sowohl die Sowjets 
aller Ebenen als auch die Regierung, die Ministerien und 
anderen zentralen staatlichen Organe wie auch die ört­
lichen Machtorgane müssen ihre Arbeit stets an ihren 
Forderungen überprüfen. Die Parteiorganisationen sind 
aufgerufen, von den Kommunisten, die Leiter von Staats­
und Wirtschaftsorganen sind, strikter Auskunft darüber 
einzuholen, wie sie ihre verfassungsmäßigen Pflichten er­
füllen.
Die neue Verfassung wird es Millionen und aber Millionen 
sowjetischer Menschen ermöglichen, sich noch aktiver in 
die Leitung der Wirtschaft und in die Kontrolle der Arbeit 
des Staatsapparates einzuschalten.
Die Bedeutung der neuen Verfassung der UdSSR geht weit 
über die Grenzen unserer Heimat hinaus. Sie wird der 
ganzen Welt anschaulich vor Augen führen, wie sich der 
sozialistische Staat entwickelt und worin das Wesen der 
sozialistischen Demokratie besteht. Die Verfassung wird 
die vielfältigen Formen und das gewaltige Ausmaß der 
ständig wachsenden realen Beteiligung der breiten Volks­
massen an der Leitung des Staates und der Gesellschaft 
sichtbar machen.
Die neue Verfassung wird anschaulich zeigen, daß der 
erste Staat des siegreichen Sozialismus für alle Ewigkeit 
das Wort „Frieden“ auf sein Banner geschrieben hat — als 
höchstes Prinzip seiner Außenpolitik, die den Interessen

des Sowjetvolkes und aller anderen Völker unseres Pla­
neten entspricht. Sie wird den reichen Erfahrungsschatz des 
Weltsozialismus weiter mehren. Die im Grundgesetz der 
UdSSR verankerten Leistungen und Errungenschaften des 
siegreichen Sozialismus werden für die Völker der Länder, 
die erst vor kurzem den sozialistischen Entwicklungsweg 
gewählt haben, inspirierend wirken und den werktätigen 
Massen der Welt des Kapitals in ihrem Kampf um ihre 
Rechte, für die Befreiung vom Joch der kapitalistischen 
Ausbeutung Zuversicht einflößen.
Mit der Volksaussprache über den Entwurf der neuen 
Verfassung steht eine umfangreiche und bedeutsame Ar­
beit bevor. Es kommt darauf an, die Erörterung des Ent­
wurfs organisch mit der Vorbereitung der Feierlichkeiten 
zum 60. Jahrestag des Oktober zu verbinden, denn das 
Sowjetvolk wird das Dokument erörtern, in dem die 
Haupterrungenschaften der Revolution und der von uns 
zurückgelegte Weg des Aufbaus der neuen Gesellschaft 
ihren Niederschlag gefunden haben.
Die Aufgabe besteht vor allem darin, die größtmöglich 
breite, freie und wirklich sachkundige Erörterung des Ent­
wurfs zu gewährleisten und die werktätigen Massen in 
sie einzubeziehen.
Die Annahme der neuen Verfassung wird ein wichtiger 
Markstein in der politischen Geschichte des Landes. Sie 
wird ein weiterer historischer Beitrag der Partei Lenins, 
unseres gesamten Volkes zum großen Werk des Aufbaus 
des Kommunismus und darüber hinaus zur internationalen 
Sache des Kampfes der Werktätigen der ganzen Welt für 
Freiheit, den Fortschritt der Menschheit und dauerhaften 
Frieden auf der Erde.
(Aus dem Leitartikel der „Prawda“ vom 26. Mai 1977; 
Übersetzung: Intertext, Fremdsprachendienst der DDR)
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Reform des Ehe- und Familienrechts in der BRD
Die Reform des Eherechts, insbesondere des Scheidungs­
rechts, gehörte zu den Versprechungen, die zu Beginn der 
SPD/FDP-Regierungskoalition in der BRD im Jahre 1969 
mit besonderem Nachdruck verkündet worden waren. Die 
gesetzgeberischen Vorarbeiten und die parlamentarischen 
Debatten dauerten mehrere Jahre lang. Mit dem Ersten 
Gesetz zur Reform des Ehe- und Familienrechts (1. EheRG) 
vom 14. Juni 1976 (BGBl. I S. 1421), das in seinen wesent­
lichen Teilen am 1. Juli 1977 in Kraft tritt/1/, fanden die 
Auseinandersetzungen zwischen der BRD-Regierungskoa- 
lition und der CDU/CSU-Opposition im Bundestag, im 
Bundesrat und in den Ausschüssen ihr Ende.

Gründe für die Reform des Ehe- und Familienrechts
Das Ergebnis der parlamentarischen Auseinandersetzungen, 
die bei den Bürgern der BRD den Eindruck eines heftigen 
grundsätzlichen Streits zwischen den politischen Parteien 
erwecken konnten, ist ein Kompromiß, der weit hinter dem 
zurückbleibt, was selbst unter den Bedingungen des staats­
monopolistischen Gesellschaftssystems der BRD an pro­
gressiven Regelungen im Ehe- und Familienrecht vorstell­
bar und möglich gewesen wäre. Trotz aller herausgekehr­
ter Gegensätzlichkeit der Parteienstandpunkte besteht in 
Wirklichkeit zwischen Regierungs- und Oppositionsparteien 
als systemtragenden Parteien Einigkeit darüber, daß mit 
der Eherechtsreform Ehe und Familie als systemstabilisie-

/I/ Bereits ln Kraft sind seit dem 16. Juni 1976 die Aufhebung 
der Eheverbote der Geschlechtsgemeinschaft, des Ehebruchs und 
der Namensehe sowie seit dem 1. JuU 1976 das neue Namensrecht.

rende Institutionen erhalten und gestärkt werden sollen. 
So gab es auch über die im Reformvorhaben gesetzten 
Schwerpunkte — Beseitigung des gesetzlichen Leitbildes der 
Hausfrauenehe, Übergang vom Verschuldens- zum Zerrüt­
tungsprinzip als Scheidungsgrund, Versorgungsausgleich 
nach Ehescheidung, Vereinheitlichung des Familienverfah­
rens durch Schaffung von Familiengerichten — im Grund­
satz keine Auseinandersetzungen zwischen den vier Bun­
destagsparteien.
Einigkeit bestand darüber, daß Veränderungen des Ehe- 
rechts angesichts der „Kluft, die zwischen moralischen 
Überzeugungen und Verhaltensweisen der Bevölkerung 
und den gesetzlichen Normen aufgebrochen ist“/2/, herbei­
geführt werden müssen. Die Bereitwilligkeit der herrschen­
den Klasse der BRD, mit einer Reform auf diese Kluft zu 
reagieren, hat sicherlich vielfältige Ursachen. Die Familie 
hat für sie unter den systemstabilisierenden Faktoren 
einen hohen Stellenwert: als individueller Freiraum mit 
Ventilfunktion für die auf den einzelnen im Ausbeutungs­
prozeß wirkenden Zwänge und Drücke, als Refugium und 
Reproduktionsbereich apolitischen Denkens und Verhaltens 
und als disziplinierender Faktor für die Werktätigen. Des­
halb müssen im Imperialismus die Institutionen „Ehe“ und 
„Familie“ im Sinne der herrschenden Klasse funktions­
fähig gehalten werden. Die offenkundige, gesetzlich ge­
regelte Benachteiligung und Unterordnung der Frau in der 
Familie, die dem Streben großer Bevölkerungskreise nach

/2/ BRD-Bundestag, Stenographischer Bericht, 209. Sitzung, 
S. 14423.
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